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Bekanntmachung des Landratsamtes 

 

21 – 022 

 

Flurneuordnung Laaberberg II; 

Änderung der Gemeindegrenzen (§ 58 Abs. 2 FlurbG) zwischen dem Markt Rohr i.NB und 

dem Markt Langquaid, Landkreis Kelheim 

 

Bekanntmachung vom 21.11.2022, Az.: 21 – 022 

 

Auf Ersuchen des Amtes für Ländliche Entwicklung Niederbayern vom 27.10.2022 wird Folgen-

des öffentlich bekannt gemacht: 

 

Gemäß § 58 Abs. 2 und §§ 61, 63 FlurbG treten mit der Anordnung der Ausführung des Flurbe-

reinigungsplanes im Flurbereinigungsverfahren Laaberberg II mit Wirkung vom 01.12.2022 nach-

stehende Änderungen der Gemeindegrenzen ein. 

 

Es werden 

 

ausgegliedert aus der  Fläche (ha)     und eingegliedert in die 
      Gemeinde        Gemeinde   

Markt Rohr i. NB     -3,6095   +3,6095 ha 

Markt Langquaid     -3,6095   +3,6095 ha 

 

Hiernach ergibt sich 

 

für das Gemeindegebiet    eine Flächenmehrung     eine Flächenminderung 

     von (ha)   von (ha)   
Markt Rohr i. NB       0,00       0,00 

Markt Langquaid       0,00       0,00 

 

Die umgegliederten Flurstücke sind unbebaut und unbewohnt. Sie sind im Einzelnen in der Ge-

meindegrenzänderungskarte nebst Flächenverzeichnis zur Gemeindegrenzänderung ausgewie-

sen, die am Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Abensberg verwahrt werden. 

 

 

Kelheim, den 21.11.2022 

Landratsamt Kelheim 

 

 

Heuberger 

Regierungsdirektorin  

Leiterin der Abteilung 2 – Kommunale Angelegenheiten 
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Allgemeinverfügung des Landratsamtes Kelheim vom 24.11.2022,  
Nr. 33 – 5650 – AllgV-Geflügelpest-009 

 

Allgemeinverfügung des Landratsamtes Kelheim zur Einhaltung von Biosicher-
heitsmaßnahmen in einem festgelegten Gebiet zu präventiven Zwecken nach der 
Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen („Tiergesundheitsrecht“) i.V.m. der Ver-
ordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung), dem Tier-
gesundheitsgesetz und dem Gesetz über das Landesstrafrecht und das Verord-
nungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- 
und Verordnungsgesetz) im Landkreis Kelheim 

 

Aufgrund des Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 
2016/429 i.V.m. § 6 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-
Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), Art. 
70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 4 
der Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 
2020 (BGBl. I S. 1170) i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 
i.V.m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes 
über das Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13. Dezember 1982 (BayRS II S. 241), BayRS 2011-2-I (Art. 1–62), das zuletzt durch 
§ 2 des Gesetzes vom 27. April 2020 (GVBl. S. 236) geändert worden ist sowie Artikel 2 Absatz 
1 Nr. 3 und Abs. 2 des Gesetzes über den gesundheitlichen Verbraucherschutz und das Veteri-
närwesen (GVVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch 
Art. 32a Abs. 1 des Gesetzes vom 10. Mai 2022 (GVBl. S. 182) geändert worden ist, ergeht für 
das gesamte Gebiet des Landkreises Kelheim folgende: 
 
 

Allgemeinverfügung: 
 
 
1. Private und gewerbliche Tierhalter, die Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, 

Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse (Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel 
im Sinne des Artikel 4 Nr. 9 oder Nr. 10 VO (EU) 2016/429) im Landkreis Kelheim bis ein-
schließlich 1.000 Tieren halten, haben sicherzustellen, dass 
 
a. die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte der Tiere gegen un-

befugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert sind, die Ställe oder die sonstigen 
Standorte der Tiere von betriebsfremden Personen nur mit betriebseigener Schutzklei-
dung oder Einwegschutzkleidung betreten werden und dass diese Personen die Schutz- 
oder Einwegschutzkleidung nach Verlassen des Stalles oder sonstigen Standorts der 
Tiere unverzüglich ablegen 

 
b. Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und Einwegschutz-

kleidung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird, 
 
c. nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltener 

Vögel im Sinne der Nr. 1 die dazu eingesetzten Gerätschaften und der Verladeplatz ge-
reinigt und desinfiziert werden und dass nach jeder Ausstallung die frei gewordenen Ställe 
einschließlich der dort vorhandenen Einrichtungen und Gegenstände gereinigt und des-
infiziert werden, 
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d. betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 1 und 2 ViehVerkV unmit-
telbar nach Abschluss eines Transports der Tiere auf einem befestigten Platz gereinigt 
und desinfiziert werden, 

 
e. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Haltung von Geflügel oder 

in Gefangenschaft gehaltener Vögel im Sinne der Nr. 1 eingesetzt und 
aa) in mehreren Ställen oder 
bb) von mehreren Betrieben gemeinsam 

benutzt werden, jeweils vor der Benutzung in einem anderen Stall oder, in den Fällen des 
Buchstaben bb), im abgebenden Betrieb vor der Abgabe gereinigt und desinfiziert werden, 

 
f. eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird und hierüber Aufzeich-

nungen gemacht werden, 
 
g. der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung verendeter 

Tiere nach jeder Abholung, mindestens jedoch einmal im Monat, gereinigt und desinfiziert 
wird oder werden, 

 
h. eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrichtung zum 

Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur Desinfektion der Schuhe vorgehalten wird. 
 
 

2. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen ähnlicher Art, bei denen Geflü-
gel im Sinne des Artikel 4 Nr. 9 VO (EU) 2016/429 und/oder in Gefangenschaft gehaltene 
Vögel im Sinne des Artikel 4 Nr. 10 VO (EU) 2016/429, ausgenommen Tauben, verkauft, 
gehandelt oder zur Schau gestellt werden, sind im Landkreis Kelheim verboten.  
 
Im Einzelfall können Ausnahmen auf Antrag zugelassen werden, sofern zwingende Gründe 
vorgebracht werden und sonstige Belange der Tierseuchenbekämpfung nicht entgegenste-
hen.  
 

3. Für Wildvögel im Sinne des Art. 4 Nr. 8 VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 7 Geflügel-
pest-Verordnung (hierunter fallen: Hühnervögel, Gänsevögel, Greifvögel, Eulen, Regenpfei-
ferartige, Lappentaucherartige oder Schreitvögel) gilt ein allgemeines Fütterungsverbot im 
gesamten Landkreis Kelheim. 

 
4. Die sofortige Vollziehung der in Nummer 1 bis 3 des Tenors getroffenen Regelungen wird 

gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet. 
 

5. Kosten werden nicht erhoben. 
 

6. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben.  
 

 

Begründung 
 

I. 
 

Aktuell treten Fälle von HPAI (hochpathogene aviäre Influenza/Geflügelpest) in großer Zahl bei 
Wildvögeln entlang der Nordsee- und Atlantikküste von Skandinavien bis nach Spanien auf. Zu-
letzt wurden vermehrt Fälle beim Nutzgeflügel in Frankreich, Italien und Ungarn gemeldet und 
erstmals auch in Österreich. Daher muss von einer großräumigen Seuchenlage in ganz Mitteleu-
ropa ausgegangen werden, die auch Bayern betrifft. Der herbstliche Vogelzug trägt zur Verbrei-
tung der zirkulierenden Viren innerhalb der Wildvogelpopulation bei.  

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VIEHVERKV&p=17
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VIEHVERKV&p=17&x=1
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Hierdurch hat sich das Risiko einer Ausbreitung von HPAI-Viren bei Wildvögeln sowie einer Über-
tragung auf Geflügel und gehaltene Vögel erhöht. Hinzu kommen kühlere Temperaturen und 
schwächere UV-Strahlung, die ein Überdauern von HPAI-Viren in der Umwelt begünstigen. Das 
Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) kam in seiner zuletzt veröffentlichten Risikoeinschätzung vom 
08.11.2022 zu dem Ergebnis, dass das Risiko einer Ausbreitung von HPAIV bei Wildvögeln sowie 
einer Übertragung auf Geflügel und gehaltene Vögel für ganz Deutschland als hoch eingestuft 
werden muss.  
 
In Norddeutschland kam das Geflügelpestgeschehen über die Sommermonate, anders als in 
früheren Jahren, nicht zum Erliegen. Seit Juni 2022 sind in Deutschland 294 neue Fälle von HPAI 
bei Wildvögeln festgestellt worden; überwiegend bei Koloniebrütern in den Küstenregionen (See-
schwalben, Möwen, Kormorane, Basstölpel) sowie bei Gänsen, Enten und Schwänen. Außerdem 
wurden seitdem 63 Ausbrüche von HPAI in Geflügelbeständen gemeldet, vorwiegend in Nieder-
sachsen, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen, aber nun auch in Rheinland-Pfalz, Hes-
sen und vier in Bayern. Als Einschleppungswege in die Betriebe wurden ermittelt: Zukauf von 
Geflügel, Kontakt zu Wildtieren und Infektion durch benachbartes Geflügel.  
 
Ende Oktober wurde ein erster HPAI–Ausbruch in einer Kleinsthaltung im Landkreis Miltenberg 
bestätigt. Seitdem gab es in Bayern insgesamt drei weitere Ausbrüche in Hobby-Geflügelhaltun-
gen. 
 
In Bayern wird das Risiko der Ausbreitung von HPAI bei Wildvögeln sowie einer Übertragung auf 
Geflügel und gehaltene Vögel aufgrund der Seuchenausbrüche bei gehaltenen Vögeln und der 
dynamischen HPAI-Situation in Deutschland und Europa aktuell als hoch eingestuft.  
Aufgrund der angespannten HPAI-Seuchenlage wird die Notwendigkeit gesehen, die Einführung 
erhöhter Biosicherheitsmaßnahmen zum Schutz des Geflügels auch für kleinere Geflügelhaltun-
gen vorzugeben. 

 
 

II. 
 

Das Landratsamt Kelheim ist gemäß Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 2 GVVG sachlich und gemäß 
Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 
 
Begründung zu Nr. 1 
Die Anordnung der Maßnahmen gemäß Nr. 1 der Verfügung erfolgt in Ergänzung zu den Maß-
nahmen in § 6 Absatz 1 Geflügelpest-Verordnung gemäß Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 
i.V.m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 6 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung auf 
Grundlage der aktuellen Risikobewertung des Bayerischen Landesamtes für Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit vom 16.11.2022 für das Auftreten des Geflügelpest-Virus (HPAIV) in Bayern.  
Da die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel und in Gefangenschaft gehaltener Vögel im 
Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren 
oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten Materialien wie etwa Einstreu, 
Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung erfolgt, ist es erforderlich, die Hal-tungen von 
Geflügel und in Gefangenschaft gehaltener Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung 
im Landkreis zu schützen und den Eintrag oder die Verschleppung des Virus in bzw. aus Nutz-
geflügelbestände zu vermeiden.  
Aufgrund der sehr dynamischen Entwicklung in Norddeutschland sowie der Risikobewertung des 
LGL vom 16.11.2022 in welcher es davon ausgeht, dass die Geflügelpest in der heimischen Wild-
vogelpopulation bereits flächendeckend verbreitet ist, muss aktuell auch für Bayern von einem 
hohen Risiko des weiteren HPAIV-Eintrages in Nutz-/Hausgeflügelbestände bzw. Bestände von 
in Gefangenschaft gehaltenen Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemein-verfügung ausgegan-
gen werden.  
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Durch die Mobilität klinisch gesunder Wasservögel z. B. bei der Futtersuche oder bei der Balz 
besteht ein zusätzliches Risiko für eine Einschleppung in Bestände von Haus- und Nutzgeflügel 
bzw. in Bestände von in Gefangenschaft gehaltenen Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemein-
verfügung. Die Anordnung der unter Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung genannten Biosicherheits-
maßnahmen sind geeignet, das Risiko des Eintrags des Geflügelpestvirus in Haltungen von Ge-
flügel sowie in Gefangenschaft gehaltener Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung 
bzw. dessen Verbreitung zu vermindern. 
 
Begründung zu Nr. 2 
Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher 
Art mit Geflügel und in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln in Nr. 2 dieser Allgemeinverfügung 
ergibt sich aus Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 
2016/429 i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung i.V.m. § 4 Abs. 2 der ViehVerkV und 
stützt sich auf die aktuelle Risikobewertung des LGL vom 16.11.2022 für das Auftreten des Ge-
flügelpest-Virus (HPAIV) in Bayern. Hiernach kann die zuständige Behörde zur Vorbeugung von 
Tierseuchen und deren Bekämpfung Verfügungen über die Durchführung von Veranstaltungen, 
anlässlich derer Tiere zusammenkommen, erlassen. Das gemäß Nr. 2 dieser Allgemeinverfügung 
angeordnete Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten sowie Veranstaltungen 
ähnlicher Art mit Geflügel und in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln, ausgenommen Tauben, im 
Landkreis Kelheim ist erforderlich, da durch den bei solchen Veranstaltungen gegebenen engen 
Kontakt von Tieren ein bislang nicht abschätzbares Infektionsrisiko besteht und durch einen Ver-
kauf eine Verschleppung von potentiell infizierten Tieren möglich ist. 
 
Begründung zu Nr. 3 
Das in Nr. 3 dieser Allgemeinverfügung angeordnete allgemeine Fütterungsverbot von Wildvö-
geln erfolgt auf Grundlage der aktuellen Risikobewertung des Bayerischen Landesamtes für Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit vom 16.11.2022 für das Auftreten des Geflügelpest-Virus 
(HPAIV) in Bayern gem. Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) 
VO (EU) 2016/429 i.V.m. Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 LStVG, da virushaltige Ausscheidungen 
von Wildvögeln jederzeit z.B. Oberflächengewässer, Futtermittel und Einstreu bei im Auslauf ge-
haltenen Geflügel und in Gefangenschaft gehaltener Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemein-
verfügung mit Influenzaviren, die für die Tiere pathogen sind, kontaminieren können. Die Über-
tragung von Influenzaviren bei Geflügel und in Gefangenschaft gehaltener Vögel im Sinne der Nr. 
1 dieser Allgemeinverfügung erfolgt vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren oder 
durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten Materialien wie etwa Einstreu, Gerät-
schaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung. Um die Verbreitung des Virus durch direkten Kontakt 
zwischen Wildvögeln und Geflügel bzw. in Gefangenschaft gehaltener Vögel im Sinne der Nr. 1 
dieser Allgemeinverfügung so weit wie möglich zu vermeiden, ist es aus tierseuchenfachlichen 
Erwägungen erforderlich, Fütterungen von Wildvögeln zu unterbinden, denn die Fütterungsplätze 
stellen naturgemäß entsprechende „Hot-Spots“ dar, an denen viele Wildvögel zur gleichen Zeit 
zusammentreffen. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass die aktuelle Risikobewertung 
des LGL vom 16.11.2022 davon ausgeht, dass das HPAI-Virus bereits flächendeckend in der 
Wildvogelpopulation in Bayern verbreitet ist. 
 
 
Begründung zu Nr. 4 
Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Nummern 1 bis 3 dieser Allgemeinverfügung 
wird gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO angeordnet, da es sich bei der hochpathogenen 
aviären Influenza um eine hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt, deren 
Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen einher-
geht. Die Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und 
ohne eine zeitliche Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewartet werden, bis die Rechtmäßig-
keit der amtlichen Verfügung zur Prävention der Seucheneinschleppung gerichtlich festgestellt 
wird. Insofern überwiegt das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entgegenste-
hendes privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung einer eventuellen Klage. 
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Begründung zu Nr. 5 
Die Kostenentscheidung in Nr. 5 dieses Bescheides beruht auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes 
zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 
 
Begründung zu Nr. 6 
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffent-
licher Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gege-
ben. In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abwei-
chender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. 
Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese Allgemeinverfügung einen Tag nach 
ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Kelheim als bekannt gegeben gilt. 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erho-
ben werden bei dem  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg 
 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per ein-
facher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektro-
nisch einreichen. 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageer-
hebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
Kelheim, 24.11.2022 
Landratsamt 
 
 
Welnhofer 
Abteilungsleiter 

 

Hinweise: 

1. Auf die Vorgaben gem. Art. 10 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 3 Geflügel-
pest-Verordnung und Art. 10 Abs. 1 Buchst. a) i.V.m. Abs. 5 VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 4 
Abs. 1 Nr. 1 Geflügelpest-Verordnung der hinsichtlich der allgemein geltenden Vorgaben 
zur Fütterung und Tränkung sowie zur Früherkennung bei gehäuften Verlusten wird hin-
gewiesen.  

 
2. Nach Art. 84 VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 26 Abs. 1 der ViehVerkV sind Halter von Hühner, 

Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Rebhühnern, Truthühnern, Wachteln oder Lauf-
vögeln verpflichtet, dies der zuständigen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe 
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seines Namens, seiner Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt voraussichtlich 
gehaltene Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres Standortes bezogen auf die jeweilige Tierart 
mitzuteilen.  

 
3. Ordnungswidrig i.S.d. des § 64 der Geflügelpest-Verordnung, § 46 ViehVerkV und 

§ 32 Abs. 2 Nr. 4 des TierGesG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Allgemein-
verfügung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 30.000 
Euro geahndet werden. 

 
4. Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen zur Früherkennung im Sinne des Art. 

10 Abs. 1 Buchst. a) i.V.m. Abs. 5 VO (EU) 2016/429 i.V.m § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügel-
pest-Verordnung an den Landesuntersuchungseinrichtungen sind kostenfrei.  
 

5. Kraft Gesetzes hat derjenige, der das Geflügel abgibt, die Bescheinigung über das Ergeb-
nis der Labor- bzw. klinischen Untersuchung mitzuführen. Die Bescheinigung ist der zu-
ständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. Die Bescheinigung ist mindestens ein Jahr 
aufzubewahren. Die Frist beginnt mit dem Ablauf des letzten Tages des Kalendermonats, 
an dem die Bescheinigung ausgestellt worden ist (§ 14a Abs. 1 S. 3-6 Geflügelpest-Ver-
ordnung). 

 

 
 

 

Bekanntmachung der Städte und Gemeinden 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung einer Allgemeinverfügung gemäß Art. 41 Abs. 3 Satz 
2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
 
Die Stadt Kelheim hat mit Bescheid vom 17.11.2022 (Az. 5.1-ro.) folgende Allgemeinver-
fügung erlassen: 
 

1. Die Stadt Kelheim erlässt hiermit ein  
 

Allgemeines Abbrennverbot  
für pyrotechnische Gegenstände der Klasse F2  

 
auf dem Gelände der Befreiungshalle und des Verwaltungsgebäudes samt dem dazuge-
hörigen Geländeumfang während der Zeit vom 31.12.2022, 00.00 Uhr bis 01.01.2023, 
24.00 Uhr. 
 

2. Wer gegen dieses Abbrennverbot verstößt, handelt ordnungswidrig. Diese Ordnungs-
widrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 Euro geahndet werden. Die Geld-
buße wird hiermit angedroht. 
 

3. Die sofortige Vollziehung der Nummer 1 wird angeordnet. 
 

4. Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt 
gegeben. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben 
werden bei dem  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg 
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg. 

 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per ein-
facher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektro-
nisch einreichen. 
 
[Sofern kein Fall des § 188 VwGO vorliegt:] Kraft Bundesrecht wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
Hinweis: 
Die Allgemeinverfügung mit Begründung kann beim Amt für Öffentliche Sicherheit und Ord-
nung der Stadt Kelheim, Ludwigsplatz 16, 93309 Kelheim, 2. OG, Zimmer 19 während der 
allgemeinen Geschäftszeiten (Montag bis Freitag: 8 Uhr bis 12 Uhr, Montag, Dienstag und 
Donnerstag: 14 Uhr bis 16 Uhr) eingesehen werden. 

 
Stadt Kelheim 

 
gezeichnet Unterschrift 

 
Christian Schweiger 
Erster Bürgermeister 
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1. Änderungssatzung zur Wasserabgabesatzung der Stadt Abensberg vom 
30.09.2015 (WAS) 

 
Aufgrund von Art. 8 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Stadt Abensberg fol-

gende 

1. Änderungssatzung zur Wasserabgabesatzung vom 30.09.2015: 

 

§ 1 Änderung 

§ 19a wird wie folgt neu in die Satzung aufgenommen: 
 

§ 19a 
Besondere Regelungen bezüglich des Einsatzes und Betriebs elektronischer Wasserzähler 

 

(1) Die Gemeinde setzt nach Maßgabe des Art. 24 Abs. 4 Satz 2 bis 7 GO elektronische Was- 
serzähler mit oder ohne Funkmodul ein und betreibt diese. 

(2) Nach Art. 24 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 und 2 GO gespeicherte oder ausgelesene personenbezogene 
Daten sind zu löschen, soweit sie für die dort genannten Zwecke nicht mehr benötigt werden. 
Die im Wasserzähler vor Ort gespeicherten personenbezogenen Daten sind spätestens nach 
zwei Jahren zu löschen, die ausgelesenen personenbezogenen Daten spätestens nach fünf 
Jahren. 

(3) Elektronische Wasserzähler, die ohne Verwendung der Funkfunktion betrieben werden, 
werden von einem Beauftragten der Gemeinde möglichst in gleichen Zeitabständen oder auf 
Verlangen der Gemeinde vom Grundstückseigentümer oder Gebührenschuldner selbst ausge- 
lesen. Ihre Auslesung vor Ort erfolgt nur mit Zustimmung des Grundstückseigentümers. Der 
Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Wasserzähler leicht zugänglich sind. 

 
§ 2 

Inkrafttreten der Änderungssatzung 

 
Diese Änderungssatzung tritt ab 01.01.2023 in Kraft.  
 
Abenberg, den 24.11.2022 

Stadt Abensberg 
 
Dr. Brandl 
1. Bürgermeister 
 


